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TEXTGEGENÜBERSTELLUNG 

Artikel I – Änderung des Austria Wirtschaftsservice-Gesetzes 
 

Geltende Fassung Geänderte Fassung 
§ 1. (8) Sämtliche Geschäftsanteile der Gesellschaft stehen im Eigentum 

des Bundes. Eine Veräußerung von Geschäftsanteilen ist nicht zulässig. Die 
Ausübung der Gesellschafterrechte obliegt, soweit im Folgenden nichts 
Abweichendes bestimmt ist, dem Bundesminister für Finanzen. Geschäftsjahr 
ist das Kalenderjahr. Die Gesellschaft ist berechtigt, ihrer Firma oder der 
Abkürzung ihrer Firma (einschließlich Logo) das Bundeswappen beizusetzen. 
Die Gesellschaft ist nicht verpflichtet, den Firmenzusatz zu führen. 

§ 1. (8) Sämtliche Geschäftsanteile der Gesellschaft stehen im Eigentum des 
Bundes. Eine Veräußerung von Geschäftsanteilen ist nicht zulässig. Die 
Gesellschafterrechte sind vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit und vom 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie gemeinsam 
auszuüben.Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Die Gesellschaft ist berechtigt, ihrer 
Firma oder der Abkürzung ihrer Firma (einschließlich Logo) das Bundeswappen 
beizusetzen. Die Gesellschaft ist nicht verpflichtet, den Firmenzusatz zu führen. 

(9) Die Gesellschaft hat zum Zwecke der Risikovorsorge für Zahlungen 
aus von der Gesellschaft übernommenen Garantien, soweit diese Garantien 
unter Inanspruchnahme der Schadloshaltung des Bundes gemäß §§ 1, 11 und 
14 des Garantiegesetzes (Garantiegesetz 1977), BGBl. Nr. 296, und gemäß § 7 
des KMU-Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 432/1996, übernommen wurden 
(Garantiezahlungen), Rücklagen zu bilden. Die Gesellschaft hat insbesondere 
Haftungsentgelte, Rückflüsse aus Garantiezahlungen, Rückflüsse aus der 
Verwertung von Sicherheiten, Rückflüsse infolge der Rückerstattung von 
Haftungszahlungen und Veräußerungsgewinne aus Beteiligungen, welche aus 
oder im Zusammenhang mit Garantiezahlungen erworben werden, in die 
Rücklagen einzustellen. Die Rücklagen dürfen nur für Garantiezahlungen 
verwendet werden, es sei denn die Generalversammlung beschließt eine 
Verwendung für andere Zwecke. Die näheren Bestimmungen über Widmung, 
Dotierung und Verwendung der Rücklagen sind im Gesellschaftsvertrag zu 
regeln. 

(9) Die Gesellschaft hat zum Zwecke der Risikovorsorge für Zahlungen aus 
von der Gesellschaft übernommenen Garantien, soweit diese Garantien unter 
Inanspruchnahme der Schadloshaltung des Bundes gemäß §§ 1, 11 und 14 des 
Garantiegesetzes (Garantiegesetz 1977), BGBl. Nr. 296, und gemäß § 7 des KMU-
Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 432/1996, übernommen wurden 
(Garantiezahlungen), Rücklagen zu bilden. Die Gesellschaft hat insbesondere 
Haftungsentgelte, Rückflüsse aus Garantiezahlungen, Rückflüsse aus der 
Verwertung von Sicherheiten, Rückflüsse infolge der Rückerstattung von 
Haftungszahlungen und Veräußerungsgewinne aus Beteiligungen, welche aus oder 
im Zusammenhang mit Garantiezahlungen erworben werden, in die Rücklagen 
einzustellen. Diese Rücklagen dürfen nur für Garantiezahlungen verwendet werden, 
es sei denn die Generalversammlung beschließt im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen eine Verwendung für andere Zwecke. Die näheren 
Bestimmungen über Widmung, Dotierung und Verwendung der Rücklagen sind im 
Gesellschaftsvertrag zu regeln. 

 
 § 2. (2) …. 

 b) die Innovationsvermittlung und die Innovationsberatung zum 
Nutzen der österreichischen Wirtschaft sowie die Fortführung der 
Aufgaben der Innovationsagentur; 

 § 2. (2) … 
 b) die Innovationsvermittlung und die Innovationsberatung zum Nutzen 

der österreichischen Wirtschaft, die Förderung von und Mitwirkung an 
der Erlangung, Verwertung und Durchsetzung geistiger Schutzrechte 
sowie die Fortführung sonstiger Aufgaben der Innovationsagentur 

 e) die Vergabe und Abwicklung von Förderungen und sonstigen  e) die Vergabe und Abwicklung von Förderungen und sonstigen 
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Finanzierungen sowie die Übernahme von Geschäftsbesorgungen, 
die der Gesellschaft durch Gesetz oder Abwicklungsvertrag 
übertragen werden. Der Abschluss derartiger Abwicklungsverträge 
bedarf der Zustimmung des Bundesministers für Finanzen; 

Finanzierungen sowie die Übernahme von Geschäftsbesorgungen, die 
der Gesellschaft durch Gesetz oder Abwicklungsvertrag übertragen 
werden; der Abschluss von Abwicklungsverträge mit Dritten oder mit 
dem Bund, soferne dieser dabei nicht durch einen der 
Eigentümervertreter gem. § 1 Abs. 8 selbst vertreten wird, bedürfen der 
einvernehmlichen Zustimmung des Bundesministers für Wirtschaft und 
Arbeit und des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie; 

 g) die Erstellung von Vorschlägen für die Mehrjahresprogramme 
gemäß § 5 und die Umsetzung der vom Bundesminister für 
Finanzen und vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
genehmigten Mehrjahresprogramme. 

 g) die Erstellung von Vorschlägen für die Mehrjahresprogramme und die 
Umsetzung der gemäß § 5 genehmigten Mehrjahresprogramme. 

§ 3. (1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat der 
Gesellschaft besteht aus zwölf Mitgliedern. Der Gesellschaftsvertrag hat dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit das Recht einzuräumen, vier 
Mitglieder in den Aufsichtsrat zu entsenden und weiters der 
Wirtschaftskammer Österreich, der Bundesarbeitskammer, dem 
Österreichischen Gewerkschaftsbund und der Vereinigung der 
Österreichischen Industrie das Recht einzuräumen, jeweils ein Mitglied in den 
Aufsichtsrat zu entsenden. 

§ 3. (1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat besteht aus 
zehn Mitgliedern. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit entsendet den 
Vorsitzenden sowie zwei weitere Mitglieder, der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie den stellvertretenden Vorsitzenden sowie zwei weitere 
Mitglieder. Die Bundesminister haben bei der Ausübung ihrer Entsendungsrechte 
darauf zu achten, dass jeweils zumindest eines der zu entsendenden Mitglieder über 
unternehmerische Erfahrung verfügt. Je ein Aufsichtsratsmitglied wird von der 
Vereinigung der Österreichischen Industrie, der Wirtschaftskammer Österreich, der 
Bundesarbeiterkammer, sowie dem Österreichischen Gewerkschaftsbund entsandt. 

§ 4. (1) Die Gesellschaft hat zwei Geschäftsführer. Der 
Gesellschaftsvertrag hat dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit das 
Recht vorzubehalten, ein Mitglied der Geschäftsführung zu entsenden. 

§ 4. (1) Die Gesellschaft hat zwei Geschäftsführer. Der Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit und der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie bestellen je ein Mitglied der Geschäftsführung. 

§ 5. (1) Die Gesellschaft hat dem Bundesminister für Finanzen und dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit einen Vorschlag für ein mehrjähriges 
Programm für die Umsetzung der in § 2 Abs. 1 und Abs. 2 lit. a bis e 
genannten Ziele und Aufgaben zur Genehmigung vorzulegen. Das erste 
Mehrjahresprogramm ist bis spätestens 31. Oktober 2003 vorzulegen. Für 2003 
ist ein interimistisches Jahresprogramm bis spätestens 15. November 2002 zur 
Genehmigung vorzulegen. 

§ 5. (1) Die Gesellschaft hat dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
und dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie einen Vorschlag 
für ein mehrjähriges Programm für die Umsetzung der in § 2 Abs. 1 und Abs. 2 lit. 
a bis f genannten Ziele und Aufgaben zur Genehmigung vorzulegen. Die 
Bundesminister haben hinsichtlich der Aufgaben gemäß § 2 Abs. 2 lit. a erster 
Halbsatz (Garantiegesetz) jedenfalls und hinsichtlich der Aufgaben gemäß § 2 
Abs. 2 lit. a zweiter Halbsatz (KMU-Förderungsgesetz) insoweit die Vergabe von 
Garantien vorgesehen ist, das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
herzustellen. 

(3) Die Gesellschaft hat das vom Bundesminister für Finanzen und vom 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit genehmigte Mehrjahresprogramm 
nach Maßgabe der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz bereitgestellten Mittel 
umzusetzen. 

(3) Die Gesellschaft  hat das gemäß Abs. 1 genehmigte Mehrjahresprogramm 
nach Maßgabe der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz bereitgestellten Mittel 
umzusetzen. 
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NEU 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes BGBl. I xxx/2007 ist 
unverzüglich eine Neubestellung des  Aufsichtsrates gem. § 3 Abs. 1 Austria 
Wirtschaftsservice-Gesetz vorzunehmen, wobei die Mitglieder des bestehenden 
Aufsichtsrates gleichzeitig aus ihrem Amt scheiden. 

NEU 

Erbringung von IT-Leistungen für die Gesellschaft“ 
§ 10a. Die Gesellschaft ist berechtigt, gegen Entgelt Leistungen der 

Bundesrechenzentrum Gesellschaft mit beschränkter Haftung in Anspruch zu 
nehmen. 

§ 14. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. Hinsichtlich der §§ 3, 4 und 5 der Bundesminister für Finanzen im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit; 
 2. hinsichtlich der §§ 7 und 8 der Bundesminister für Wirtschaft und 

Arbeit; 
 3. im Übrigen der Bundesminister für Finanzen. 

„§ 14. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. hinsichtlich der §§ 7 und 8 der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit; 
 2. hinsichtlich des § 9 der Bundesminister für Finanzen; 
 3. hinsichtlich des § 2 Abs. 2 lit. a und des § 5 Abs. 1 der Bundesminister für 

Wirtschaft und Arbeit, der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und der Bundesminister für Finanzen; 

 4. im Übrigen der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit und der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 

 
 

Artikel II – Änderung des ForschungsförderungsgesellschaftsmbH -Errichtungsgesetzes 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 1. (2) Die Gesellschafterrechte sind vom Bundesminister für Verkehr, 

Innovation und Technologie und vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
gemeinsam auszuüben. In Angelegenheiten, die die europäischen 
Rahmenprogramme für Forschung und Entwicklung sowie deren 
Begleitprogramme behandeln, ist das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur herzustellen. 

§ 1. (2) Die Gesellschafterrechte sind vom Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie und vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
gemeinsam auszuüben. In Angelegenheiten, die die europäischen 
Rahmenprogramme für Forschung und Entwicklung sowie deren 
Begleitprogramme behandeln, ist das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung herzustellen. 

§ 3. (2) Die Gesellschaft ist zur Durchführung und Abwicklung von 
jeglichen Maßnahmen und Tätigkeiten, die der FTE-Förderung dienen, 
berechtigt. Dazu zählen insbesondere: 
 1. Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben natürlicher und 

juristischer Personen; 
 2. Durchführung strategischer Fördermaßnahmen und -programme für 

§ 3. (2) Die Gesellschaft ist zur Durchführung und Abwicklung von 
jeglichen Maßnahmen und Tätigkeiten auf nationaler und internationaler Ebene, 
die der FTE-Förderung dienen, berechtigt. Dazu zählen insbesondere: 
 1. Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben natürlicher und 

juristischer Personen; 
 2. Durchführung strategischer Fördermaßnahmen und -programme für 
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FTE; 
 3. Förderung der Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft; 
 4. Unterstützung der österreichischen Wirtschaft und Wissenschaft in allen 

Belangen der Teilnahme an europäischen und internationalen 
Forschungs- und Technologiekooperationen; 

 5. Vertretung der österreichischen Interessen gegenüber den relevanten 
europäischen und internationalen Institutionen im Auftrag des Bundes; 

 6. Unterstützung des Bundes bei der Konzeption und Weiterentwicklung 
von FTEFörderungsmaßnahmen und -programmen; 

 7. Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Bedeutung von FTE. 

FTE; 
 3. Förderung der Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft; 
 4. Unterstützung der österreichischen Wirtschaft und Wissenschaft in allen 

Belangen der Teilnahme an europäischen und internationalen 
Forschungs- und Technologiekooperationen; 

 5. Vertretung der österreichischen Interessen gegenüber den relevanten 
europäischen und internationalen Institutionen im Auftrag des Bundes; 

 6. Unterstützung des Bundes bei der Konzeption und Weiterentwicklung 
von FTE-Förderungsmaßnahmen und -programmen; 

 7. Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Bedeutung von FTE. 
  

§ 6. (2) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
bestellt den Vorsitzenden und ein weiteres Mitglied, der Bundesminister für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur bestellt den Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates. Je ein Aufsichtsratsmitglied wird vom Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit, vom Bundesminister für Finanzen, von der 
Wirtschaftskammer Österreich, von der Vereinigung der Österreichischen 
Industrie sowie von der Bundesarbeitskammer entsandt. Zwei weitere Mitglieder 
mit unternehmerischer Erfahrung werden vom Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie und vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
einvernehmlich bestellt. 

§ 6. (2) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
entsendet den Vorsitzenden sowie zwei weitere Mitglieder, der Bundesminister 
für Wirtschaft und Arbeit den stellvertretenden Vorsitzenden sowie zwei weitere 
Mitglieder des Aufsichtsrates. Die Bundesminister haben bei der Ausübung ihrer 
Entsendungsrechte darauf zu achten, dass jeweils zumindest eines der zu 
entsendenden Mitglieder über unternehmerische Erfahrung verfügt. Je ein 
Aufsichtsratsmitglied wird von der Vereinigung der Österreichischen Industrie, 
der Wirtschaftskammer Österreich, der Bundesarbeiterkammer, sowie dem 
Österreichischen Gewerkschaftsbund entsandt. 

§ 8. (3) Die Programme werden von den Geschäftsführern erarbeitet, vom 
Aufsichtsrat beschlossen und sind dem Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie sowie dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zur 
Genehmigung vorzulegen. Diese Bundesminister haben hinsichtlich der 
europäischen Rahmenprogramme für Forschung und Entwicklung das 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
herzustellen. Das Mehrjahresprogramm ist der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen und dem Präsidenten des Nationalrates zur Information der 
Abgeordneten zu übermitteln. 

§ 8. (3) Die Programme werden von den Geschäftsführern erarbeitet, vom 
Aufsichtsrat beschlossen und sind dem Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie sowie dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zur 
Genehmigung vorzulegen. Diese Bundesminister haben hinsichtlich der 
europäischen Rahmenprogramme für Forschung und Entwicklung das 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
herzustellen. Das Mehrjahresprogramm ist der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen und dem Präsidenten des Nationalrates zur Information der 
Abgeordneten zu übermitteln. 

§ 18. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. hinsichtlich des § 2 Abs. 3 sowie der §§ 11 bis 15 der Bundesminister 

für Finanzen, 
 2. hinsichtlich des § 4 Abs. 1 der jeweils zuständige Bundesminister im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, 

§ 18. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. hinsichtlich des § 2 Abs. 3 sowie der §§ 11 bis 15 der Bundesminister 

für Finanzen, 
 2. hinsichtlich des § 4 Abs. 1 der jeweils zuständige Bundesminister im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, 
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 3. hinsichtlich des § 6 Abs. 2 der Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie oder der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur oder der 
Bundesminister für Finanzen, 

 4. hinsichtlich des § 14 Abs. 2 der Bundesminister für Justiz, 
 5. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Verkehr, 

Innovation und Technologie und der Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit gemeinsam, hinsichtlich des § 1 Abs. 2 2. Satz sowie des § 8 
Abs. 3 2. Satz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur. 

 3. hinsichtlich des § 6 Abs. 2 der Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie oder der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, 

 4. hinsichtlich des § 14 Abs. 2 der Bundesminister für Justiz, 
 5. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Verkehr, 

Innovation und Technologie und der Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit gemeinsam, hinsichtlich des § 1 Abs. 2 2. Satz sowie des § 8 
Abs. 3 2. Satz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung. 

 
 
 

Artikel III – Änderung des Forschungs- und Technologieförderungsgesetzes 
 

Geltende Fassung Geänderte Fassung 
 

§ 4 (1)... § 4 (1)... 
 c) jährliche Erstattung eines Berichtes über die Tätigkeit des Fonds im 

abgelaufenen Kalenderjahr und über die Lage der wissenschaftlichen 
Forschung (§ 2) sowie ihre für das jeweils nächste Kalenderjahr zu 
erwartenden Bedürfnisse einschließlich einer längerfristigen 
Vorausschau über die Bedürfnisse der wissenschaftlichen Forschung 
insbesondere unter Bedachtnahme auf deren kulturelle, soziale, 
wirtschaftliche und ökologische Bedeutung; der Bericht ist der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie bis 31. März eines jeden Jahres vorzulegen; 

 c) jährliche Erstattung eines Berichtes über die Tätigkeit des Fonds im 
abgelaufenen Kalenderjahr und über die Lage der wissenschaftlichen 
Forschung (§ 2) sowie ihre für das jeweils nächste Kalenderjahr zu 
erwartenden Bedürfnisse einschließlich einer längerfristigen 
Vorausschau über die Bedürfnisse der wissenschaftlichen Forschung 
insbesondere unter Bedachtnahme auf deren kulturelle, soziale, 
wirtschaftliche und ökologische Bedeutung; der Bericht ist der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie sowie der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung bis 31. März eines jeden Jahres 
vorzulegen; 

§ 4a ... § 4a ... 
(2) Die Programme sind der Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen; 

für die Arbeitsprogramme hat das bis zum 30. September eines jeden Jahres zu 
erfolgen. Die Aufsichtsbehörde hat sich bei Genehmigung der Programme mit der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur 

(2) Die Programme sind den Aufsichtsbehörden zur Genehmigung 
vorzulegen; für die Arbeitsprogramme hat das bis zum 30. September eines jeden 
Jahres zu erfolgen. Das Mehrjahresprogramm ist der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen und dem Präsidenten des Nationalrates zur Information der Abgeordneten 
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Geltende Fassung Geänderte Fassung 
abzustimmen, wobei auf die Weiterentwicklung der wissenschaftlichen 
Grundlagenforschung sowie der Universitäten Bedacht zu nehmen ist. Das 
Mehrjahresprogramm ist der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und dem 
Präsidenten des Nationalrates zur Information der Abgeordneten zu übermitteln. 

zu übermitteln 

§ 5a § 5a 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sieben Mitgliedern. Drei Mitglieder werden 

von der Delegiertenversammlung gewählt, zwei Mitglieder werden von der 
Bundesministerin oder vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und ein Mitglied von der Bundesministerin oder vom Bundesminister 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur entsendet. Ein weiteres Mitglied wird von 
den sechs Mitgliedern des Aufsichtsrates einvernehmlich bestellt. Kommt es 
innerhalb von sechs Wochen nach der Bestellung der sechs Mitglieder zu keiner 
einvernehmlichen Bestellung des weiteren Mitglieds, hat die Aufsichtsbehörde 
eine angemessene Nachfrist zu setzen. 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus neun Mitgliedern. Vier Mitglieder werden 
von der Delegiertenversammlung gewählt, je zwei Mitglieder werden von der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie und der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung entsendet sowie ein weiteres Mitglied einvernehmlich von den 
bereits gewählten und entsendeten Mitgliedern . Ein weiteres Mitglied wird von 
den acht Mitgliedern des Aufsichtsrates einvernehmlich bestellt. Kommt es 
innerhalb von sechs Wochen nach Bestellung der acht Mitglieder zu keiner 
einvernehmlichen Bestellung des weiteren Mitglieds, haben die Aufsichtsbehörden 
eine angemessene Nachfrist zu setzen.“ 

Verstreicht diese ergebnislos, ist dieses Mitglied des Aufsichtsrats von der 
Bundesministerin oder vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur auf Basis eines vom Rat für Forschung und 
Technologieentwicklung zu erstellenden Dreiervorschlages zu bestellen…. 

Verstreicht diese ergebnislos, ist dieses Mitglied des Aufsichtsrats von der 
Bundesministerin oder vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung auf Basis eines vom Rat für Forschung und 
Technologieentwicklung zu erstellenden Dreiervorschlages zu bestellen…. 

(4) (4) 
 e. Beschlussfassung über eine angemessene Aufwandsentschädigung für die 

Mitglieder des Präsidiums und die Referentinnen und Referenten; 
 e. Beschlussfassung über eine angemessene Aufwandsentschädigung für die 

Mitglieder des Präsidiums und des Aufsichtsrates sowie die Referentinnen 
und Referenten; 

§ 6 (1)... § 6 (1)... 
 d. vier von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für Verkehr, 

Innovation und Technologie ernannte Vertreterinnen oder Vertreter aus 
dem Bereich der außeruniversitären Forschungseinrichtungen, sowie 

 d. vier von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie ernannte Vertreterinnen oder Vertreter aus 
dem Bereich der außeruniversitären Forschungseinrichtungen, je ein/e 
weitere/r von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie und von der Bundesministerin 
oder vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung ernannte/r 
Vertreter/in sowie 

§ 6 (2)... § 6 (2)... 
Die Stimmgewichtung ist durch Verordnung der Bundesministerin oder des Die Stimmgewichtung ist durch Verordnung der Bundesministerin oder des 
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Geltende Fassung Geänderte Fassung 
Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Kultur festzulegen. Bundesministers für Wissenschaft und Forschung festzulegen. 

§ 17a (1)... § 17a (1)... 
Weiters gehören der Ratsversammlung ohne Stimmrecht die 

Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie, die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur, die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit und die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Finanzen oder von diesen Bundesministerinnen oder Bundesministern entsandte 
Vertreterinnen oder Vertreter an. 

Weiters gehören der Ratsversammlung ohne Stimmrecht die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie, die Bundesministerin oder der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung, die Bundesministerin oder der Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit und die Bundesministerin oder der Bundesminister für Finanzen oder von 
diesen Bundesministerinnen oder Bundesministern entsandte Vertreterinnen oder 
Vertreter an. 

(2) Vier der stimmberechtigten Mitglieder werden von der Bundesministerin 
oder vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie und vier von 
der Bundesministerin oder vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur für eine Funktionsperiode von fünf Jahren bestellt. 

(2) Vier der stimmberechtigten Mitglieder werden von der Bundesministerin 
oder vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie und vier von 
der Bundesministerin oder vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
für eine Funktionsperiode von fünf Jahren bestellt. 

§ 17g … § 17g ... 
(3) Die Mitglieder der Ratsversammlung haben Anspruch auf eine 

angemessene Aufwandsentschädigung, die durch Verordnung der 
Bundesministerin oder des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur und der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen festzulegen ist. 

(3) Die Mitglieder der Ratsversammlung haben Anspruch auf eine 
angemessene Aufwandsentschädigung, die durch Verordnung der 
Bundesministerin oder des Bundesministers für Verkehr, Innovation und 
Technologie im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung und der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen festzulegen ist. 

§ 18 (1) … § 18 (1) … 
Die erteilten Förderungen sind gemäß § 7 des Bundesgesetzes vom 1. Juli 

1981 über die Forschungsorganisation in Österreich und über Änderungen des 
Forschungsförderungsgesetzes (Forschungsorganisationsgesetz - FOG), BGBl. 
Nr. 341/1981, im Wege der Aufsichtsbehörde der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur zur Kenntnis zu bringen. 

Die erteilten Förderungen sind gemäß § 7 des Bundesgesetzes vom 1. Juli 
1981 über die Forschungsorganisation in Österreich und über Änderungen des 
Forschungsförderungsgesetzes (Forschungsorganisationsgesetz – FOG), BGBl. 
Nr. 314/1981, der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie sowie der Bundesministerin oder dem Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung zur Kenntnis zu bringen. 

§ 22 (1) … § 22 (1) … 
Den Mitgliedern des Aufsichtsrates gemäß § 5a Abs. 1 und des Kuratoriums 

gemäß § 7 Abs. 1 kann zusätzlich zu Fahrtkosten- und Auslagenersatz eine 
angemessene Aufwandsentschädigung gewährt werden. 

Den Mitgliedern des Aufsichtsrates gemäß § 5a Abs. 1 und des Kuratoriums 
gemäß § 7 Abs. 1 kann zusätzlich zu Fahrtkosten- und Auslagenersatz eine 
angemessene Aufwandsentschädigung gewährt werden. 

§ 25 § 25 
(1) Der Wissenschaftsfonds wird bei seiner Geschäftsführung und Gebarung (1) Der Wissenschaftsfonds wird bei seiner Geschäftsführung und Gebarung 
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Geltende Fassung Geänderte Fassung 
von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie beaufsichtigt. … 

von der Bundesministerin oder vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie sowie der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung beaufsichtigt. … 

Die Aufsichtsbehörde hat Beschlüsse der Organe des Wissenschaftsfonds, die 
nicht ihrer Genehmigung bedürfen, aufzuheben, wenn sie bestehenden 
Vorschriften widersprechen. 

Die Aufsichtsbehörden haben Beschlüsse der Organe des Wissenschaftsfonds, 
die nicht ihrer Genehmigung bedürfen, aufzuheben, wenn sie bestehenden 
Vorschriften widersprechen. 

(3) Die Aufsichtsbehörde hat das Recht, an den Sitzungen von 
Delegiertenversammlung und Kuratorium teilzunehmen. Die Protokolle über die 
Sitzungen der Organe des Wissenschaftsfonds sind der Aufsichtsbehörde 
unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Der Aufsichtsbehörde sind auf ihren 
Wunsch die Akten über die von ihr bezeichneten Gegenstände vorzulegen und die 
von ihr gewünschten Auskünfte zu erteilen. Insbesondere hat die Geschäftsführung 
des Wissenschaftsfonds der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie alle für die Erfüllung der Pflichten der 
Republik Österreich nach dem Beihilfenrecht der EU erforderlichen Berichte, 
Meldungen und Auskünfte sowie die für die Förderungsdokumentation und -
information notwendigen Datenfristgerecht und vollständig zur Verfügung zu 
stellen. Sie hat Organen oder Beauftragten des Bundes und der EU die 
Überprüfung der Gebarung mit den Förderungsmitteln und deren 
widmungsgemäße Verwendung zu ermöglichen und alle Unterlagen zehn Jahre ab 
dem Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten Förderung aufzubewahren. 

(3) Die Aufsichtsbehörden haben das Recht, an den Sitzungen von 
Delegiertenversammlung und Kuratorium teilzunehmen. Die Protokolle über die 
Sitzungen der Organe des Wissenschaftsfonds sind den Aufsichtsbehörden 
unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Den Aufsichtsbehörden sind auf deren 
Wunsch die Akten über die von diesen bezeichneten Gegenstände vorzulegen und 
die von diesen gewünschten Auskünfte zu erteilen. Insbesondere hat die 
Geschäftsführung des Wissenschaftsfonds der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie sowie der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Wissenschaft und Forschung alle 
für die Erfüllung der Pflichten der Republik Österreich nach dem Beihilfenrecht 
der EU erforderlichen Berichte, Meldungen und Auskünfte sowie die für die 
Förderungsdokumentation und -information notwendigen Daten fristgerecht und 
vollständig zur Verfügung zu stellen. Sie hat Organen oder Beauftragten des 
Bundes und der EU die Überprüfung der Gebarung mit den Förderungsmitteln und 
deren widmungsgemäße Verwendung zu ermöglichen und alle Unterlagen zehn 
Jahre ab dem Ende des Jahres der Auszahlung der gesamten Förderung 
aufzubewahren. 

§ 31 … § 31 … 
 3. hinsichtlich des § 17g Abs. 3 die Bundesministerin oder der 

Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur und der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen;… 

 3. hinsichtlich des § 17g Abs. 3 die Bundesministerin oder der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für, 
Wissenschaft und Forschung und der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Finanzen;… 

 5. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die Bundesministerin oder 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 

 5. hinsichtlich der §§ 2 bis 10, 18 bis 25 sowie 27 bis 30 die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie sowie die Bundesministerin oder der Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung im jeweiligen Einvernehmen mit Ausnahme 
der individuellen Mitgliederentsendungen gemäß § 5 Abs.1 zweiter Satz 
und der individuellen Delegiertenernennungen gemäß §6 Abs. 1 lit. d. 
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Geltende Fassung Geänderte Fassung 
  6. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die Bundesministerin oder der 

Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie. 
 
 

Artikel IV – Änderung des Garantiegesetzes 1977 
 

§ 1. (1) ... 
(2) ... 
(3) Für die Übernahme der Garantien hat die Gesellschaft unter Beachtung 

der verfahrensmäßigen und inhaltlichen Vorschriften des europäischen 
Beihilfenkontrollrechtes Richtlinien zu erlassen, die der Zustimmung des 
Bundesministers für Finanzen bedürfen und insbesondere nachstehende 
Regelungen enthalten müssen: 

§ 1. (1) ... 
(2) ... 
(3) Für die Übernahme der Garantien hat der Bundesminister für Finanzen 

unter Beachtung der verfahrensmäßigen und inhaltlichen Vorschriften des 
europäischen Beihilfenkontrollrechtes Richtlinien zu erlassen, die insbesondere 
nachstehende Regelungen enthalten müssen: 

 1. Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen. 
 2. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 

Garantien. 
 3. Grundsätze der Festlegung von Garantieentgelten. 

(4) ... 

 1. Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen. 
 2. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 

Garantien. 
 3. Grundsätze der Festlegung von Garantieentgelten. 

(4) ... 
§ 11. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 
(4) Für die Übernahme der Garantien gemäß Abs. 2 hat die Gesellschaft 

unter Beachtung der verfahrensmäßigen und inhaltlichen Vorschriften des 
europäischen Beihilfenkontrollrechtes Richtlinien zu erlassen, die der 
Zustimmung durch den Bundesminister für Finanzen bedürfen und insbesondere 
nachstehende Regelungen enthalten müssen: 

§ 11. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 
(4) Für die Übernahme der Garantien gemäß Abs. 2 hat der Bundesminister 

für Finanzen unter Beachtung der verfahrensmäßigen und inhaltlichen 
Vorschriften des europäischen Beihilfenkontrollrechtes Richtlinien zu erlassen, 
die insbesondere nachstehende Regelungen enthalten müssen: 

 1. Festlegung der Staaten, die als Standort der Beteiligungen oder sonstigen 
Investitionen in Betracht kommen; 

 2. Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen mit Sitz im 
Inland; 

 3. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 

 1. Festlegung der Staaten, die als Standort der Beteiligungen oder sonstigen 
Investitionen in Betracht kommen; 

 2. Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen mit Sitz im 
Inland; 

 3. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 
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Garantien; 
 4. Grundsätze der Festlegung von Garantieentgelten. 

Garantien; 
 4. Grundsätze der Festlegung von Garantieentgelten. 

§ 14. (1) ... 
(2) ... 
(3) Für die Übernahme der Garantien gemäß Abs. 2 hat die Gesellschaft 

nichtdiskriminierende Richtlinien zu erlassen, die sicherstellen, daß die 
Kapitalgarantien keine Beihilfeelemente im Sinne des europäischen 
Beihilfenkontrollrechtes enthalten, die der Zustimmung durch den 
Bundesminister für Finanzen bedürfen und insbesondere nachstehende 
Regelungen enthalten müssen: 

§ 14. (1) ... 
(2) ... 
(3) Für die Übernahme der Garantien gemäß Abs. 2 hat der Bundesminister 

für Finanzen nichtdiskriminierende Richtlinien zu erlassen, die sicherstellen, dass 
die Kapitalgarantien keine Beihilfeelemente im Sinne des europäischen 
Beihilfenkontrollrechtes enthalten und insbesondere nachstehende Regelungen 
enthalten müssen: 

 1. Kriterien für die zu finanzierenden Unternehmen; 
 2. Kriterien für die finanzierenden Unternehmen oder Finanzanleger; 
 3. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 

Garantien und gegebenenfalls zu vereinbarenden Gegenleistungen; 
 4. Grundsätze der Festlegung von Garantie- und Bearbeitungsentgelten. 

 1. Kriterien für die zu finanzierenden Unternehmen; 
 2. Kriterien für die finanzierenden Unternehmen oder Finanzanleger; 
 3. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 

Garantien und gegebenenfalls zu vereinbarenden Gegenleistungen; 
 4. Grundsätze der Festlegung von Garantie- und Bearbeitungsentgelten. 

 § 14a. Die Richtlinien gemäß § 1 Abs. 3, § 11 Abs. 4 und § 14 Abs. 3 sind 
im ,,Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen. Aus besonderen in der 
Eigenart der betreffenden Garantien gelegenen Gründen, insbesondere wegen des 
Umfanges solcher Richtlinien, kann die Kundmachung auf den Hinweis 
beschränkt werden, dass Richtlinien erlassen wurden und wo in diese Einsicht 
genommen werden kann oder wo diese erhältlich sind. Die Gesellschaft hat die 
Richtlinien auch im Internet zur Abfrage bereit zu halten. 

 Abschnitt IV – Schlussbestimmungen 

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Finanzen, betraut. 

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Finanzen, betraut. 

§ 16. … in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 89/1998 treten mit 
1. Juli 1998 in Kraft. … in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/2002 
treten mit 1. Oktober 2002 in Kraft. 

§ 16. (1) … in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 89/1998 treten 
mit 1. Juli 1998 in Kraft. … in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 130/2002 treten mit 1. Oktober 2002 in Kraft. 

(2) § 1 Abs. 3, § 1b, § 7, § 11 Abs. 4, § 14 Abs. 3 und § 14a in der Fassung 
des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. xxx, treten mit 1. Juni 2007 in Kraft. 
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